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Das Kreuz mit der Selbstverantwortung

Von Prof. Dr. iur. Kurt Pärli*

Résumé
La responsabilité individuelle doit être placée dans un contexte social 
plus général et ne doit pas conduire à une exigence unilatérale à l’en-
contre des personnes socialement défavorisées et des personnes atteintes 
dans leur santé de protéger des biens collectifs (coûts de la santé par 
exemple) par leurs propres actions individuelles. Le législateur doit plu-
tôt créer un cadre permettant également aux personnes de gérer leur res-
ponsabilité individuelle.

Inhaltsübersicht
Selbstverantwortung – vom «strengen Onkel-Staat» verordnet
Die Invalidenversicherung als Quelle der Lebensfreude
Von der Gesundheitsprävention zur Gesundheitsdiktatur …
Krankheit und Gesundheit als Schichtfrage
Was abschliessend zu sagen ist …

Die Selbstverantwortung hat in der schweizerischen Verfassungs
ordnung einen prominenten Platz. Nach Art. 6 Bundesverfassung (BV) 
nimmt jede Person Verantwortung für sich selber wahr und trägt nach 
ihren Kräften zur Bewältigung der Aufgaben in Staat und Gesellschaft 
bei. Nach Art. 12 BV hat nur Anspruch auf Hilfe in Notlagen, wer in 
einer Notlage ist und sich nicht selber daraus befreien kann. Art. 41 BV 
schliesslich nennt eine Reihe von Sozialzielen, für deren Verwirklichung 
sich der Bund und die Kantone «in Ergänzung zu persönlicher Verant-
wortung und privater Initiative» einsetzen sollen.

Gabriela Riemer-Kafka hat sich mit ihrer 1999 erschienenen Ha-
bilitationsschrift «Die Pflicht zur Selbstverantwortung» das Verdienst 
erworben, den Begriff der Selbstverantwortung im Gefüge der sozial-

	 *	Lehrstuhl für Soziales Privatrecht an der juristischen Fakultät der Universität Basel.

183167_SZS_Sonderheft_2018_Inhalt.indb   707 30.10.18   12:04



� SZS/RSAS · Sonderheft · 62/2018708 Kurt Pärli

versicherungsrechtlichen Schadenminderungs- und Schadenverhinde-
rungspflichten zu verorten und ihm Konturen zu verleihen.1 Ein paar 
Jahre später erschien in dieser Zeitschrift ihr Beitrag zum Thema «Moral 
Hazard und Selbstverantwortung».2 Bei der Selbstverantwortung gehe 
es, so die Autorin, um ein Verhalten der versicherten Person, das im 
Interesse von Schadensverhütung und Schadensminderung von der 
Versichertengemeinschaft erwartet werden dürfe und bei Verletzung 
sanktioniert werde. Gabriela Riemer-Kafka verstand es gewieft, die 
Begrifflichkeiten «Selbstverantwortung» und «Moral Hazard» in den 
Kontext der damals (2006) wie heute (2018) aktuellen Diskussionen um 
die Entlastung der Sozialversicherungen durch mehr Selbstverantwor-
tung zu stellen. Sowohl in ihren Schriften als auch bei vielen anderen 
Autorinnen und Autoren, die sich mit sozialstaatlichen Entwicklungen 
und deren sozialversicherungsrechtlichem Abbild beschäftigten, geht es 
letztlich um die Frage, wieweit die Gemeinschaft Verantwortung oder 
zumindest Mitverantwortung für die einzelnen Mitglieder hat und wie-
weit die Verantwortung des Individuums für sich selber gereicht und 
damit die Verantwortung der Gemeinschaft entlastet wird. Dabei wird 
regelmässig hervorgehoben, dass es sich bei der Selbstverantwortung um 
ein liberales Postulat handle, das die Philosophie «Jeder ist seines eige-
nen Glückes Schmied» zum Ausdruck bringe.3

Die Selbstverantwortung, wie sie unter anderem im Sozialversiche-
rungsrecht als Verhaltenspflicht normiert und durch Sanktionen durch-
gesetzt wird und in zahlreichen anderen Lebensbereichen von den In-
dividuen gefordert wird, erweist sich bei näherer Betrachtung als 
eigentliches Paradox: Angesichts der grossen Herausforderungen durch 
die Digitalisierung wird beispielsweise in der Arbeitswelt von den Ar-
beitnehmenden vermehrt die grössere Übernahme von Selbstverant-
wortung gefordert. Unternehmen beklagen sich dabei oft über den feh-
lenden Willen und die fehlende Bereitschaft zur Selbstverantwortung 
und übersehen dabei eine zentrale Einsicht: Selbstverantwortung kann man 

	 1	Gabriela Riemer-Kafka, Die Pflicht zur Selbstverantwortung, Freiburg 1999.
	 2	Gabriela Riemer-Kafka, Moral Hazard und Selbstverantwortung, SZS 2006, 190 ff.
	 3	Ulrich Meyer-Blaser, Einwirkungen der neuen Bundesverfassung auf das schwei-
zerische Sozialrecht, in: Thomas Gächter (Hrsg.), Ulrich Meyer, Ausgewählte Schrif-
ten, Zürich 2013, 93–113 (102).
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� 709� Das Kreuz mit der Selbstverantwortung

nicht verordnen.4 Dazu kommt: Die arbeitsrechtliche Unterordnung, die 
ungleiche Machtverteilung, die Abhängigkeit der meisten Menschen 
von einer bezahlten Erwerbsarbeit für die Existenzsicherung und das 
Aufweichen einstmals garantierter Rechtsansprüche auf Lohnersatz
leistungen bei der Verwirklichung sozialer Risiken fördern den Selbst-
verantwortungsimperativ, ohne aber die entsprechenden Freiräume 
einerseits und Sicherheiten andererseits zu respektieren.

Das Selbstverantwortungsparadox zeigt sich sehr anschaulich in der 
Arbeitslosenversicherung und in der Invalidenversicherung. Wer bei-
spielsweise – subjektiv gesehen – Verantwortung für sich selbst über-
nimmt und eine der Gesundheit abträgliche Arbeitsstelle aufgibt, riskiert 
im Falle der Arbeitslosigkeit Sanktionen in der Form von Einstelltagen. 
Und wer sich, womöglich traumatisiert durch schlechte Erfahrungen 
mit der klassischen Psychiatrie, weigert, sich einer von der IV-Stelle als 
Eingliederungsmassnahme angeordneten Psychotherapie mit Medika-
menteneinnahme zu unterziehen, und stattdessen einen alternativen Be-
handlungsweg wählt, riskiert, gar nicht als invalid anerkannt zu werden 
bzw. eine allfällige IV-Leistung wieder zu verlieren.5 Selbstverantwortung 
verspricht Befreiung, ist aber in vielem und für viele Last. «Selbstver-
antwortung» ist ein Schlagwort, das dazu führen kann, dass Leute buch-
stäblich «erschlagen» werden.

Es ist, um es alltagssprachlich auszudrücken, manchmal «ein Kreuz» 
mit der Selbstverantwortung. Davon soll im Folgenden die Rede sein.6 
Zwar ist Selbstverantwortung an sich ein durchaus positiv besetzter Be-
griff. Wir sollen mit uns verantwortungsbewusst umgehen, da ist an 
sich nichts falsch daran. Radikal war Nietzsche, der konstatierte: «Gott 

	 4	https://www.xing.com/news/insiders/articles/die-wollen-doch-gar-nicht-it-s-the-
system-stupid-1644834 (zuletzt besucht am 3. 10. 2018).
	 5	Siehe dazu umfassend: Monika Wehrli, Selbsteingliederung durch medizinische Be-
handlungen in der Invalidenversicherung. Zumutbarkeit – Leistungskürzung – Grund-
rechte, Zürich 2015.
	 6	In diesem Text wird kein Anspruch auf Wissenschaftlichkeit erhoben. Es handelt 
sich eher um eine Art Essay, einen Versuch also, oder vielleicht sogar um ein eigentliches 
Pamphlet. Der Autor nimmt sich die Freiheit heraus, nicht alle Aussagen im Detail zu be-
legen. Der Text nimmt über weite Teile auch Gedanken auf, die der Autor bereits an-
derswo publiziert und reichhaltig belegt hat. Bei diesem Vorgehen mag auch Faulheit mit 
eine Rolle spielen, ein Thema, das vom Autoren an anderer Stelle thematisiert wurde (siehe 
dazu Kurt Pärli, Gibt es ein Recht auf Faulheit?, in: Jusletter vom 29. 2. 2016).
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ist tot.» Das hat(te) durchaus Folgen. An die Stelle der Geborgenheit im 
Glauben trat die grosse Verantwortung, die Selbstverantwortung, als 
grosse Last, die dem souveränen Individuum auferlegt ist. Wenn aber 
niemand sonst mehr für uns verantwortlich ist, weil alle anderen auch 
nur für sich selbst verantwortlich sind, dann ist selber schuld, wem es 
schlecht geht. Wird die Selbstverantwortung in diesem Sinne über-
dreht, so wird es zur Pflicht, die Verantwortung und damit auch die 
Schuld am eigenen Unglück bei sich selbst zu suchen. Diese Tendenz 
zeigt sich in vielen Bereichen. Die «Selbstoptimierung» wäre hier zu 
nennen, der Trend etwa, mit Unterstützung von Apps Bewegung, Er-
nährung, Schlaf, Atmung, Konzentration oder den Umgang mit Zeit 
zu verbessern.7 Selbstverantwortung durch Selbstmanagement lautet 
das Credo. Auch Lebensglück ist manage- und machbar, verheisst etwa 
der «Happimeter»8, eine Software, die in der Lage sein soll, unser Glück 
zu messen.

Selbstverantwortung – vom «strengen Onkel-Staat» 
verordnet

Das Gerede von der Selbstverantwortung prägt auch die jüngere Sozial
staatsentwicklung. An die Stelle des alten Wohlfahrtsstaates trat und 
tritt der neue, der aktivierende, aber auch kontrollierende und sank-
tionierende Sozialstaat. Vor ein paar Jahren hat der Zukunftsforscher 
Matthias Horx – das neue Staatsverständnis allgemein betreffend – 
pointiert geschrieben: Der fürsorgliche Nanny-Staat wandelt sich zum 
«Strengen-Onkel-Staat», der das Verhalten der Bürgerinnen und Bür-
ger mit Anreizen, aber auch mit Drohungen und Sanktionen zu len-
ken versucht.9 Teil dieses Phänomens bildet die Tendenz, Bürger und 
Bürgerinnen im Allgemeinen und sogenannte sozial Schwache im Be-
sonderen vorerst als Mängelwesen zu qualifizieren, die es durch sozial-
staatliche Massnahmen erst zur Autonomie und Selbstverantwortung 

	 7	Nur ein Beispiel unter vielen: https://www.wunderlist.com/de/ (zuletzt besucht am 
2. 10. 2018).
	 8	https://www.happimeter.org/ (zuletzt besucht am 2. 10. 2018).
	 9	Quelle u. a.: http://www.sgvw.ch/2009/01/05/vom-kindermaedchen-staat-zum-
strengen-onkel-staat/ (zuletzt besucht am 2. 10. 2018).
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� 711� Das Kreuz mit der Selbstverantwortung

zu befähigen, zu «empowern» gilt. Implizit wird so der Vorwurf er-
hoben, die Leute wären eh schon faul oder würden es durch den Ge-
nuss von Sozialversicherungsleistungen. Diese Haltung ist weitver-
breitet und historisch auch nicht neu. Schon ab dem ausgehenden 
Mittelalter, als die alte Ordnung brüchig wurde, wurden «arbeits-
scheuen Menschen» diszipliniert und sanktioniert. Im Bereich der Ar­
beitslosenversicherung kommt das neue Sozialstaatsverständnis sehr an-
schaulich zum Ausdruck. Aktiviert werden soll primär das Individuum, 
weniger der Arbeitsmarkt. Dazu kommt: In den Arbeitsmarkt (wie-
der)eingegliedert werden sollen nicht nur Arbeitslose und Sozialhil-
feempfänger/innen, sondern auch all die Personen (oder wenigstens 
viele davon), die aus gesundheitlichen Gründen nicht arbeiten können und 
deshalb Sozialversicherungsleistungen beziehen.10

Woher kommt dieser Eifer? Das Argument der fehlenden Finanzen 
greift zu kurz. Zum einen hätten die Finanzierungsprobleme der IV 
auch durch eine Erhöhung der Einnahmen gelöst werden können, so 
wie dies in der Krankenversicherung praktiziert wird. Zum anderen 
verhält es sich gerade nicht so, dass der Sozialstaat abgebaut wird, im 
Gegenteil, im und in den aktivierenden Sozialstaat wird kräftig inves-
tiert; nicht in die Leistungen der Anspruchsberechtigten, aber in den 
Aufbau von Strukturen, die der Aktivierung dienen sollen. Erhebliche 
Mittel fliessen auch in die Kontrolle und Sanktion. Der Umbau des So-
zialstaates erfolgt auch vor dem Hintergrund sich verändernder An
forderungen auf dem Arbeitsmarkt. Gefragt sind flexible, anpassungs-
fähige, innovative Arbeitskräfte. Garantierte Ansprüche versprechende 
Systeme sozialer Sicherung seien für eine solche Anpassung an die 
Marktgegebenheiten hinderlich, wird argumentiert. Das hat Spreng-
kraft für den sozialen Zusammenhalt in einer Gesellschaft. Sozialstaat-
liche Errungenschaften wie als Rechtsansprüche ausgestaltete Leistungen 
im Falle der Verwirklichung von Lebensrisiken wie Alter, Tod, Er-
werbsunfähigkeit, Krankheit oder Arbeitslosigkeit garantieren den 
Menschen eine von den Zwängen des Marktes unabhängige Existenz und 
reduzieren den Warencharakter der «Ware Arbeitskraft». Statt einer zu-

	 10	Siehe dazu pointiert kritisch die schwedische Soziologin Antoinette Hetzler,  
http://doku.iab.de/veranstaltungen/2008/activation_2008_hetzler.pdf (zuletzt besucht 
am 3. 10. 2018).
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mindest partiellen Unabhängigkeit vom Markt fördert nun der aktivierende 
Sozialstaat die schrankenlose Anpassung an den Markt.

Die Invalidenversicherung als Quelle der Lebensfreude

Sehr deutlich zeigt sich die gerade beschriebene Entwicklung in 
der Invalidenversicherung. Die fünfte und die sechste IV-Revision führ-
ten unter anderem zu einer massiven Verengung des Begriffs der 
gesellschaftlichen Integration auf die Integration in die Arbeitswelt. Jede 
Beschäftigung soll zumutbar sein, auch jede medizinische Massnahme, 
solange sie nicht gerade die Gesundheit oder das Leben gefährdet. Die 
Invalidenversicherung werde, so frohlockte der ehemalige Gewerk-
schaftsfunktionär und spätere Wirtschaftsliberale Beat Kappeler in 
der NZZ im Jahr 2007, dank der fünften IV-Revision zur einer 
«Quelle der Lebensfreude»11. Für Kappeler12 waren (sind) die neuen vor-
gesehenen Massnahmen zur Früherfassung und Frühintervention so-
wie die zusätzlichen Massnahmen zur beruflichen Eingliederung eine 
Hinwendung zum Leben statt zur (offensichtlich nicht lebensermögli-
chenden) Rente, der IV-Rentner sei nicht mehr ein Paria, sondern ein 
«Kandidat fürs volle Leben». Künftig setze, so Kappeler weiter, das 
bisherige Leben eines Antragstellers nicht abrupt aus, sondern er ge-
niesse vom ersten Tag des Gesuchs an Massnahmen zur Eingliederung 
ins Arbeitsleben, anstatt bloss auf Taggelder oder Krankenkassenleis-
tungen gesetzt zu werden. Verheissungsvoll würde das Leben auch für 
bisherige Rentenbezüger/innen. Künftig würden diese verbesserte In-
tegrationsanstrengungen geniessen, man baue zudem «auf ihre Energie, 
weil sie eine Mitwirkungspflicht haben». Man muss das genau lesen, was 
Kappeler da schreibt. Die Energie, die in den IV-Rentern steckt und 
in solchen, die es werden könnten, kommt nicht von selbst aus ihnen 

	 11	Beat Kappeler in der NZZ vom 8. 4. 2007, https://www.nzz.ch/articleF2UVS-
1.140468 (zuletzt besucht am 3. 10. 2018).
	 12	Beat Kappeler erhielt 2011 den Röpke-Preis des liberalen Institutes. Es würdigt da-
mit «dessen langjähriges Engagement zugunsten einer Ethik der Selbstverantwortung und 
gegen sozialstaatliche Entmündigung»: http://www.libinst.ch/?i=ropke-preis-fur-beat-
kappeler--en (zuletzt besucht am 3. 10. 2018). Den Hinweis verdanke ich Marie Baumann, 
Bloggerin, ihre klugen Beiträge zur IV finden sich hier: https://ivinfo.wordpress.com/.
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� 713� Das Kreuz mit der Selbstverantwortung

raus, sie muss vielmehr aktiviert werden … Die Selbstverantwortung 
ist also eine verordnete Selbstverantwortung.

Die IV als eine Quelle der Lebensfreude? Diese Aussage erscheint 
nach den Erfahrungen der letzten Jahre für viele Versicherte als blanker 
Zynismus. Zu nennen ist einmal die langjährige Überwindbarkeitspraxis, 
wie sie vom Bundesgericht begründet und vom Gesetzgeber nachvoll-
zogen wurde. Die Anforderung, Schmerzzustände durch Aufbietung 
gehörigen Willens zwecks Erlangung oder Erhaltung der Arbeitsfähig-
keit zu überwinden, ist nicht gerade ein Treiber für ein «gefreutes 
Leben», insbesondere dann nicht, wenn die Nichterfüllung dieser Va-
riante der geforderten Selbstverantwortung den Verlust der Existenz-
sicherung durch eine Sozialversicherung und den Abstieg in die So
zialhilfe zur Folge hat. Zwar rückte das Bundesgericht von dieser stark 
kritisierten Doktrin ab und ersetzte die spekulative Annahme der 
Überwindbarkeit bestimmter Krankheitsbilder durch ein «strukturiertes 
Beweisverfahren». Auch dieses führt indes zuweilen zu seltsamen Er
gebnissen. Kaum nachvollziehbar ist in diesem Zusammenhang das 
Credo der Selbstverantwortung für all diejenigen Versicherten, die sich 
trotz ihren gesundheitlichen Beeinträchtigungen ein würdiges Leben 
zu realisieren versuchen, sich körperlich betätigen, Freundschaften pfle-
gen oder am kulturellen und politischen Leben Anteil nehmen. Beson-
ders bei Personen mit psychischen Beeinträchtigungen oder Schmerz
patient/innen ist die Chance sehr gross, dass sich diese «positiven 
Ressourcen im persönlichen und sozialen Umfeld» negativ auf die Chan­
cen auswirken, eine Leistung von der Invalidenversicherung zu erhal-
ten.13 Auch möglich, dass ein Antrag letztlich an der sogenannten Kon­
sistenzprüfung scheitert. Diese sieht vor, dass anhand verschiedener 
Indikatoren geprüft wird, ob der IV-Antrag insgesamt ein konsistentes 
Gesamtbild ergibt. Wer wegen Schmerzen oder aus psychischen Grün-
den eine Arbeitsunfähigkeit geltend macht und sich gleichzeitig sport-
lich betätigt, Interesse an der Umwelt zeigt oder gar noch Musik 
machen kann, handelt inkonsistent und hat den Anspruch auf IV-
Leistungen verwirkt. Marie Baumann, deren kluge Blogbeiträge allen, 

	 13	Dazu sehr illustrativ: Jörg Jeger, Die persönlichen Ressourcen und ihre Auswirkun-
gen auf die Arbeits- und Wiedereingliederungsfähigkeit. Eine kritische Auseinander
setzung mit der Überwindbarkeitspraxis, https://ivinfo.files.wordpress.com/2015/03/
ueberwindbarkeitspraxis_ jeger_2014.pdf (zuletzt besucht am 3. 10. 2018).
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die sich mit der IV beschäftigen unbedingt zur Lektüre empfohlen wer-
den, schreibt dazu stimmig: «So sinnvoll die Konsistenzprüfung an sich 
ist, so haftet ihr in der Beschränkung auf bestimmte Leiden doch ein 
unangenehmer ‹Beigeschmack› an: nämlich der, dass bei manchen 
Krankheitsbildern explizit überprüft wird, ob die IV-Antragsteller 
lügen (weil sie doch eigentlich ‹mehr› könnten), und bei anderen Krank-
heitsbildern nicht.»14

Dass es mit der Selbstverantwortung im Bereich der Arbeit gar nicht 
so einfach ist, bestätigt der vom Bundesamt für Sozialversicherung Ende 
2015 veröffentlichte Forschungsbericht «Evaluation der Eingliederung 
und der eingliederungsorientierten Rentenrevision der Invalidenver
sicherung»15. Die vollmundigen Versprechungen der sechsten IV-Revi-
sion, es würden Tausende von IV-Renten aufgehoben werden können, 
erwiesen sich als illusorisch. Die Studie zeigt sehr präzise auf, dass nicht 
die fehlende Motivation der Versicherten für den Misserfolg verantwort-
lich ist, sondern vielmehr das Fehlen geeigneter Arbeitsplätze und die 
grossen Vorbehalte seitens der Arbeitgeber gegenüber Personen mit psy-
chischen Beeinträchtigungen. Diese Ergebnisse sollten auch den Ver-
antwortlichen des Thinkthanks «Avenir Suisse» zu denken geben, die 
nicht müde werden, (auch) dem schweizerischen Sozialstaat Krisen
symptome zuzuschreiben und eine Verstärkung der Eigenverantwortung 
zu fordern.16 Benachteiligungen beim Zugang zum Arbeitsmarkt lassen 
sich nicht (allein) durch selbstverantwortliches Handeln der Benachteiligten be-
seitigen. Das zeigt die Geschichte der Gleichstellung der Geschlechter. 
Ohne verfassungsrechtliches Diskriminierungsverbot und ohne Gleich-
stellungsgesetz würde die Arbeitswelt hinsichtlich der Zugangs- und 
Aufstiegschancen ohne Unterschied des Geschlechts anders aussehen. 
Mit anderen Worten: Selbstverantwortung beim Handeln bezüglich Ar-
beitsmarktbeteiligung erfordert entsprechende Rahmenbedingungen. Diese 

	 14	Marie Baumann zur neuen Rechtsprechung nach Aufgabe der Überwindbarkeits-
praxis: https://ivinfo.wordpress.com/2016/07/24/egmr-urteil-rechtsgueltig-ein-jahr-
neue-schmerzrechtsprechung-ptbs-psychosomatisches-leiden-werkstaetten-suchen-iv-be-
zueger/ (zuletzt besucht am 3. 10. 2018).
	 15	Der Bericht kann hier bezogen werden: https://www.bsvlive.admin.ch/praxis/for-
schung/publikationen/index.html?lang=de&lnr=18/15&iframe_style=yes (zuletzt besucht 
am 3. 10. 2018).
	 16	Siehe jüngst: https://www.avenir-suisse.ch/gesundheitskosten_solidaritaet-setzt-ei-
genverantwortung-voraus/ (zuletzt besucht am 3. 10. 2018).
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sind heute für Personen mit gesundheitlichen Beeinträchtigungen nicht 
oder nicht genügend gegeben. Ein Gesetz zum Schutze Behinderter 
und Chronischkranker im Arbeitsverhältnis würde hier (punktuell) Ab-
hilfe schaffen und die Selbstverantwortung stärken. Das wäre zumin-
dest ein (kleiner) Schritt zur Verwirklichung des bürgerlichen Verspre-
chens, nicht Herkunft oder Geld, sondern Arbeit würde Lebenschancen 
eröffnen.

Von der Gesundheitsprävention zur Gesundheitsdiktatur …

Gesundheit ist machbar, das versprechen Gesundheits-Apps, Wellness-
Oasen, Massagezentren oder sonstige Dienstleister im boomenden Ge-
sundheitsmarkt. Ist Gesundheit machbar und Resultat individuellen Ver-
haltens, dann sind die, die krank werden, selber schuld. Fehlende 
Bewegung17 und falsche Ernährung18 werden als häufige Ursache von 
Krebs diskutiert. Heisst das, dass die Verantwortungslosen an Krebs er-
kranken? Haben sie «zu wenig geturnt und zu viel Kuchen gegessen»?19 
Wenn die partiell sinnvolle Idee, dass wir unsere Gesundheit durch ent-
sprechendes Verhalten erhalten können und nicht hilflos dem Schicksal 
ausgeliefert sind, zu einem umfassenden Dogma erhoben wird, dann wird 
aus der Idee eine Ideologie, die im schlimmsten Fall in einer eigentlichen 
Gesundheitsdiktatur endet. Einen Eindruck davon vermittelt die Schrift-
stellerin Julie Zeh in ihrem Roman «Corpus Delicti»20. In einem der 
ersten Sätze lässt Zeh einen der Romanhelden, Heinrich Kramer, sa-
gen: «Ein Mensch, der nicht nach Gesundheit strebt, wird nicht krank, 
sondern ist es schon.»

Julie Zeh siedelt ihre Geschichte in der Mitte des 21. Jahrhunderts 
an. Im Staat wird Gesundheit als das Ziel des natürlichen Lebenswillens 
und deshalb als natürliches Ziel von Gesellschaft, Recht und Politik be-

	 17	https://www.krebsinformationsdienst.de/vorbeugung/risiken/sport.php (zuletzt be-
sucht am 3. 10. 2018).
	 18	https://www.t-online.de/gesundheit/krankheiten-symptome/krebs/id_67462188/
krebsrisiko-steigt-durch-schlechte-ernaehrung.html (zuletzt besucht am 3. 10. 2018).
	 19	Das Zitat verdanke ich Christine Steiger, Fundstelle: https://spuren.ch/content/
blogs/single-ansicht-blog/datum////verordnete-verantwortung.html (zuletzt besucht am 
2. 10. 2018).
	 20	Julie Zeh, Corpus Delicti. Ein Prozess (Roman), Frankfurt 2009.
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zeichnet. Krankheit ist praktisch ausgerottet, ein möglicherweise krank 
machendes Verhalten wird bestraft. Das entsprechende Leitbild und 
die Politik des Staates nennt sich (und hat …) «Methode». Grundlage 
dafür bildet ein Werk von Heinrich Kramer. Kramer definiert Ge-
sundheit als Prinzip staatlicher Legitimation. Die Menschen in diesem 
Staat tragen Chips in der Mitte des Bizeps unter der Haut, alle mit 
Sensoren ausgestattet, die alle Körperfunktionsdaten regelmässig an 
die Gesundheitsbehörden weiterleiten. Die «Methode» zielt darauf ab, 
jedem Einzelnen ein möglichst langes, störungsfreies, das heisst, ge-
sundes und glückliches Leben zu garantieren, was einen hochkomplex 
organisierten Staat bedingt. Die Autorin lässt den Spiritus Rector der 
Methode sagen, dass sich «aus dem natürlichen Lebenswillen ein po-
litisches Recht auf Gesundheit ergibt. Ich bin überzeugt, dass ein Sys-
tem nur dann gerecht sein kann, wenn es an den Körper anknüpft – 
denn durch unsere Körper, nicht im Geiste sind wir einander gleich. 
Und ich bin überzeugt, dass das Menschenbild der METHODE allen 
andern historisch überlegen ist.»21

Richtig gruselig fühlt sie sich an, diese schöne neue Welt in Zehs 
Roman. Geweint werden darf nicht, denn Tränen setzen Lipide und 
Mucine frei. Sexualität ist zulässig, aber nur, wenn sie in der gleichen 
Immunsystemgruppe ausgelebt wird. Ansonsten liegt der Tatbestand der 
Verbreitung von Seuchen vor. Rauchen und Trinken sind schwere De-
likte und werden entsprechend hart sanktioniert. Als besonders gefähr-
lich gelten Menschen mit Depressionen, denn von ihnen gehe eine zer-
setzende Wirkung aus. Es gilt überdies die Devise «Einmal krank, immer 
krank», was in der persönlichen Datenspur einmal gespeichert ist, lässt 
sich nie mehr löschen und ist von der staatlichen Methodenschutz
behörde jederzeit abrufbar.

Natürlich sind die im Roman geschilderten Umstände überzeichnet. 
Und es sei an dieser Stelle auch der Hinweis erlaubt, dass staatliche Vor-
schriften der Selbstverantwortung hinsichtlich eines Verhaltens mit Ein-
fluss auf die Gesundheit auch «nachgeholfen» haben. Man denke nur an 
die Gurtentragepflicht für Autofahrer/innen. Die Einführung ging ein-
her mit Szenarien, die den Untergang der freien Welt skizzierten. Ähn-
liche Umstände begleiteten die «Enträucherung» des Gastgewerbes. Den-

	 21	Zeh (Fn. 20), S. 180.
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noch ist ein (deutliches) Unbehagen angebracht gegenüber jüngeren 
Entwicklungen in der Gesundheitsprävention, wie sie einerseits von staat-
licher Seite her betrieben wird22 und andererseits durch die gesellschaft-
liche Entwicklung hin zu einem Gesundheits- und Fitnesswahn be-
schleunigt wird. Es wird nur noch eine Frage der Zeit sein, bis die 
Selbstverantwortungsdiskussion auch die obligatorische Krankenversicherung er-
reicht. Anzeichen dafür gibt es bereits. Zum einen wollen verschiedene 
parlamentarische Vorstösse die Selbstverantwortung in der obligatori-
schen Krankenversicherung durch erhöhte Selbstbehalte bei bestimmten 
Behandlungen oder an bestimmten Behandlungsorten stärken.23 Zwei 
SVP-Kantonspolitiker verlangen, dass der Kanton Zug eine Standes-
initiative mit dem Ziel einreicht, die obligatorische Krankenver
sicherung abzuschaffen.24 Zum anderen ergreift die «Gesundheitsför-
derung-durch-Belohnung-Idee» auch die Grundversicherung. Die 
Krankenversicherin Helsana gewährt Grundversicherten, die mittels 
Gesundheits-Apps und der Helsana-App beweisen, dass sie Sport trei-
ben, Prämienrabatte. Mit diesem Programm nimmt die Helsana – und 
andere Krankenversicherer werden folgen  – den gesellschaftlichen 
Trend auf, dass «Gesundheit machbar ist». Die Anstrengungen, die mit 
dem Sporttreiben und App-Punkte-Jagen verbunden sind, sollen sich 
auch lohnen. Das Bundesamt für Gesundheit (BAG) sieht im Projekt 
der Helsana kein Problem, die App sei rechtmässig. Das Programm 
stehe allen offen, und zudem könnten auch mit anderen als sportlichen 
Aktivitäten Punkte gesammelt werden.25 Zu einer anderen Einschät-
zung kommt der Eidgenössische Datenschutzbeauftragte (EDOEB). 
Gemäss EDOEB fehlt es für diese Datensammlung an einer gesetzlichen 

	 22	Sehr schön nachzulesen bei: Caroline Welsh, Brauchen wir ein Recht auf Krank-
heit? Historische und theoretische Überlegungen im Anschluss an Juli Zehs Roman Cor-
pus Delicti, in: Andreas Frewer/Heiner Bielefeldt (Hrsg.), Das Menschenrecht auf Ge-
sundheit: Normative Grundlagen und aktuelle Diskurse, 2016, S. 216 ff. (Quelle: https://
www.jstor.org/stable/j.ctv1fxh7s.10?refreqid=excelsior%3A4779995721991840716f10744d
fa29f0&seq=1#metadata_info_tab_contents (open access, zuletzt besucht am 3. 10. 2018).
	 23	Parlamentarische Initiative 15.468 «Stärkung der Selbstverantwortung im KVG».
	 24	Siehe die entsprechenden Medienberichte: https://www.medinside.ch/de/post/ma-
nuel-brandenberg-philip-brunner-zug-kantonsrat-krankenkassenobligatorium (zuletzt 
besucht am 3. 10. 2018).
	 25	Quelle: https://www.srf.ch/news/schweiz/umstrittene-bonus-app-das-ende-der-
krankenversicherung (zuletzt besucht am 3. 10. 2018).
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Grundlage, die App sei folglich illegal.26 Eine gerichtliche Klärung der 
Frage steht noch aus.

Krankheit und Gesundheit als Schichtfrage

Wie in anderen Ländern sind auch in der Schweiz die Chancen auf 
ein gesundes Leben direkt vom sozioökonomischen Status abhängig. 
Personen in prekären sozialen und materiellen Verhältnissen haben eine 
deutlich geringere Lebenserwartung und leiden während ihrer Lebens-
zeit wesentlich mehr an Krankheiten.27 Je höher also die Schichtzuge-
hörigkeit, desto seltener sind die Menschen krank und desto länger le-
ben sie. Viele Krankheiten wie Herz-Kreislauf-Krankheiten und 
Einschränkungen im Bewegungsapparat treten in tiefen sozialen Schich-
ten bedeutend häufiger auf als in höheren.28

Warum sterben ärmere Leute früher und werden eher krank? Die 
Gründe dafür sind vielfältig.29 Genannt werden individuelle Faktoren 
wie das Gesundheitsverhalten, jedoch auch äussere Umstände wie Ar-
beitsbedingungen, die Wohnsituation oder der Zugang zu Gesundheits-
dienstleistungen. Keine Einigkeit besteht in der Wissenschaft darüber, 
ob die Armut krank macht (Kausalitätshypothese) oder vielmehr ob 
Krankheit arm macht (Selektionshypothese). Mit beiden Annahmen lässt 
sich das gehäufte Auftreten von Krankheiten und frühzeitigen Todes-

	 26	Siehe https://www.edoeb.admin.ch/edoeb/de/home/aktuell/aktuell_news/helsana.
html (zuletzt besucht am 3. 10. 2018).
	 27	Literaturanalyse im Auftrag des Bundesamts für Gesundheit, «Gesundheitliche Un-
gleichheit: Ursachen, Problemfelder und mögliche Massnahmen ausserhalb des Migra
tionskontexts», Quelle: https://www.bag.admin.ch/bag/de/home/strategie-und-politik/
nationale-gesundheitsstrategien/gesundheitliche-chancengleichheit/forschung-zu-ge-
sundheitlicher-chancengleichheit.html (zuletzt besucht am 3. 10. 2018). Zur Mortalität 
siehe sehr anschaulich http://www.hoepflinger.com/fhtop/Lebenserwartung-historisch1.
pdf (zuletzt besucht am 3. 10. 2018).
	 28	https://www.mh-hannover.de/fileadmin/institute/med_soziologie/downloads/Be-
richtAOKNovember2009.pdf (zuletzt besucht am 3. 10. 2018).
	 29	Die nachfolgenden Ausführungen stützen sich primär auf die Arbeit von Daphne 
Hahn, Prinzip Selbstverantwortung? Eine Gesundheit für alle? Verschiebungen in der 
Verantwortung für Gesundheit im Kontext sozialer Differenzierungen in: Jahrbuch für 
Kritische Medizin und Gesundheitswissenschaften, Nr. 46 – Verantwortung – Schuld – 
Sühne, Frankfurt 2011; 29 ff.
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fällen in der Unterschicht erklären. Weitverbreitet ist die Annahme, es 
würde den Menschen in tieferen sozialen Schichten an der Überzeugung 
und Einsicht fehlen, dass die eigene Gesundheit erhalten und verbessert 
werden könnte. Dabei wird suggeriert, dass das Wissen über die gesund-
heitlichen Folgen von übermässigem Alkoholkonsum sowie von Fehl- 
und Überernährung, Bewegungsmangel und Rauchen vorhanden sei, 
aber nicht zu entsprechenden Verhaltensänderungen führe. Von diesen 
Prämissen scheint auch das Bundesamt für Gesundheit (BAG) auszuge-
hen. In der Schweiz würden 2,2 Millionen Menschen an einer nicht 
übertragbaren Krankheit «wie etwa Krebs» leiden. Viele dieser Erkran-
kungen seien mit einem gesunden Lebensstil vermeidbar oder zumin-
dest die Folgen könnten vermindert werden, schreibt das BAG.30

In der öffentlichen Wahrnehmung wird die Verantwortung für Ge-
sundheit und Krankheit zunehmend dem Individuum zugeschrieben. 
Dieser Trend widerspiegelt die allgemeine gesellschaftliche Tendenz, 
wonach Menschen mehr Selbstverantwortung übernehmen sollen. Bei 
näherer Betrachtung geht es indes nicht (nur) um Verantwortung gegenüber 
sich selbst, sondern gegenüber der Gesellschaft. Das gesundheitsbewusste Ver-
halten des Individuums soll sich nämlich primär für die Sozialversicherun­
gen und die öffentlichen Finanzen lohnen. Diese Sichtweise nimmt auch 
das BAG ein. In einer Publikation über die Chancengleichheit beim Zu-
gang zur Gesundheit wird geschrieben, dass das gehäufte Auftreten von 
Krankheiten und frühen Todesfällen in den Unterschichten ein Prob-
lem darstelle, weil «die gesundheitliche Ungleichheit auch zu Mehrkos-
ten in der Gesellschaft führt – beispielsweise durch frühzeitig verlorene 
Lebensjahre, vermeidbare Arbeitsausfälle oder zusätzliche Kosten zu 
Lasten der Sozialversicherungen».31

Im Interesse der Gesellschaft wird also eine Anpassung des Lebens-
stils an eine Gesundheitsnorm verlangt. Diese Norm widerspiegelt die 
Vorstellungen vom richtigen Leben der Mittel- und Oberschicht. Rau-
chen und Übergewicht wurden erst dann als Gesundheitsproblem iden-
tifiziert, als die Phänomene gehäuft in der Unterschicht auftraten.32 Das 

	 30	https://www.bag.admin.ch/bag/de/home/zahlen-und-statistiken/zahlen-fakten-
nichtuebertragbare-krankheiten.html (zuletzt besucht am 3. 10. 2018).
	 31	Siehe die Angaben in Fn. 27.
	 32	Siehe auch https://www.bigtex.de/uebergewicht-in-aller-welt-die-kulturellen-be
deutungen/a-5066/.
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Wissen über das richtige Verhalten wäre vorhanden. Gefragt ist dem-
nach Gesundheitskompetenz. Gesundheit ist nicht einfach so machbar, aber 
Gesundheit ist lernbar, auf diese Formel könnte man die Erkenntnisse der 
jüngeren Gesundheitsforschung reduzieren. Solche Konzepte werden in-
des nur dann Erfolg haben, wenn wichtige soziologische Erkenntnisse 
über die Lebenswelten der Zielpersonen mitberücksichtigt werden und 
wenn den Personen aus den unteren sozialen Schichten Respekt und wert-
freie Anerkennung gegenüber ihren allenfalls anderen Vorstellungen vom 
richtigen Leben entgegengebracht wird. Diffamierend wirken, wenn auch 
ziemlich sicher ungewollt, die Informationen auf der Website des BAG. 
Gut gebildete und finanziell bessergestellte Personen würden eine hö-
here Gesundheitskompetenz aufweisen. Je tiefer das Einkommen sei, 
desto geringer sei in der Regel die Gesundheitskompetenz.33

Die richtige Ernährung wird als ein wichtiger Aspekt der Gesund-
heitskompetenz betrachtet. Ernährung hat sehr viel mit Identität und 
Zugehörigkeit zu bestimmten Milieus zu tun. Wenn nun als «Gesund-
heitsapostel» wahrgenommene Repräsentanten der Behörden und Ver-
sicherungen den avisierten Armen besserwisserisch erklären, was sie zu 
essen und zu trinken haben, ist Widerstand vorprogrammiert. Dies zeigt 
sehr anschaulich eine Episode aus dem Norden Englands, über die als 
«Frittenrevolte» in den Medien berichtet wurde.34 Als Beitrag zum 
Kampf gegen Adipositas lancierte der smarte Starkoch Jamie Oliver, 
unterstützt von der sozialdemokratischen Regierung Blairs, Initiativen 
zur Verbesserung des Essens in englischen Schulküchen. Das Projekt 
stiess auf Probleme, denn die unterbezahlten Servicekräfte und Freiwil-
ligen, die vorher das Essen nur aufwärmen mussten, hatten wegen der 
Zubereitung des gesunden Essens erheblichen Mehraufwand, was zu 
Verzögerungen bei der Essensausgabe führte. An vielen Schulen versorg-
ten sich die Kinder deshalb mit «Junkfood» von nahe gelegenen Ständen 
oder brachten Verpflegung von zu Hause mit. In Rawmarsh, einem 

	 33	https://www.bag.admin.ch/bag/de/home/strategie-und-politik/nationale-gesund-
heitspolitik/gesundheitskompetenz.html (zuletzt besucht am 3. 10. 2018).
	 34	Siehe zur Geschichte mit zahlreichen Hintergrundinformationen und Analysen: 
Kathrin Ottoway/Friedrich Schorb, Von der Ernährungskrise zur Ernährungsrevo-
lution. Wenn der Fernsehkoch Jamie Oliver Sozialpolitik macht, in: Lotte Rose/Bene-
dikt Sturzenecker (Hrsg.), «Erst kommt das Fressen …» Über Essen und Kochen in der 
Sozialen Arbeit, Wiesbaden 2009, 249 ff.
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Stadtteil in der nordenglischen Stadt Rotherham, kam es schliesslich zu 
einer Eskalation. Die Schulbehörden untersagten zeitgleich mit der Ein-
führung der neuen und gesunden Mittagsverpflegung den Schülern das 
Verlassen des Schulgeländes. Daraufhin brachten einige Mütter ihren 
Kindern die gewohnte Verpflegung an den Schulzaun. Auch andere Kin-
der liessen sich von den rebellischen Müttern versorgen, was zu einer 
polizeilichen Intervention führte. Die Geschichte wurde medial «aufge-
kocht», von Jamie Oliver war zu vernehmen, wenn die «Junkfood-Müt-
ter» ihre Kinder umbringen wollten, sollten sie nur so weitermachen.

Was zeigt uns die «Frittenrevolte»? Die Dämonisierung des falschen 
Essens und spiegelbildlich die Lobpreisung des richtigen und gesund-
heitskompetenten Essens hat viel mit «oben» und «unten» zu tun. Den 
Menschen der unteren Schichten wird falsches Verhalten unterstellt, das 
sozialschädlich ist (hohe Kosten) und das es selbstverantwortlich zu kor-
rigieren gilt. Nicht in allen Bereichen werden indes die Kostenfolgen 
des «richtigen Lebens» thematisiert. So sind beispielsweise die Finanzie-
rungsprobleme der Altersvorsorgewerke in erster Linie auf die gestie-
gene Lebenserwartung zurückzuführen. Würde die Selbstverantwor-
tung in diesem Bereich mit gleichen Ellen gemessen, müssten Menschen, 
die gesund und deshalb länger leben, auch entsprechend höhere Beiträge 
an die Altersvorsorge leisten …

Was abschliessend zu sagen ist …

Selbstverantwortung verspricht Autonomie, weckt Erwartungen an 
ein gelungenes Leben und widerspiegelt das Ideal der liberalen, bürger-
lichen Gesellschaft. In der schweizerischen Rechtsordnung hat die Selbst-
verantwortung einen hohen Stellenwert, was sich auch im Sozialversiche
rungsrecht mit der grossen Bedeutung mannigfaltiger Schadenminde-
rungspflichten zeigt. Die Orientierung am Ideal der Verfassung verlangt, 
dass die Selbstverantwortung im Sinne des Für-sich-verantwortlich-
Seins ergänzt wird durch die Verantwortung für die Gesellschaft. Die 
Gesellschaft ihrerseits trägt aber auch Verantwortung für das Indivi-
duum. Wie die leidvolle Geschichte der Integration gesundheitlich be-
einträchtigter Menschen in den Arbeitsmarkt zeigt, führen weder un-
terstützende noch repressive IV-Massnahmen dazu, dass die Integration 
gelingt. Der Übernahme der Verantwortung durch die Arbeitgeber muss 
hier mit entsprechenden gesetzlichen Rahmenbedingungen wie Diskri-
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minierungsverboten aufgrund einer Behinderung und chronischer 
Krankheit nachgeholfen werden. So wird das Terrain vorbereitet, auf 
dem die Selbstverantwortung der Individuen wachsen kann.

Die Verantwortung des Individuums für die Gesellschaft bzw. kon-
kreter für die (finanziellen) Interessen der Sozialversicherung setzt die 
grundsätzliche Anerkennung des Menschen um des Menschseins willen vor-
aus und erfordert die Garantie bestimmter Ansprüche bei der Verwirk-
lichung elementarer Lebensrisiken. Daran ist festzuhalten, und dies soll 
eine Grenze der Selbstverantwortung bilden. Diese Notwendigkeit zeigt 
sich insbesondere im Zusammenhang mit der gestiegenen Selbstverant-
wortung für die Gesundheit. Hier besteht die Gefahr, dass das Recht 
auf Gesundheit zur Pflicht zur Gesundheit im Interesse der Gesellschaft 
mutiert. Auch ist die Dämonisierung des Ernährungs- und Bewegungs-
verhaltens unterer Schichten nicht nur snobistisch und ungerecht, sie 
führt auch zu nachvollziehbaren Widerständen gegenüber der «von oben 
verordneten» allgemeinen Gesundheitsnorm.
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